
INFORMATIONEN ÜBER DIE NICHT VERÖFFENTLICHTEN ENTSCHEIDUNGEN 

der Gerichtshof die genannte Vorschrift im Urteil vom 6. Dezember 2005, 
ABNA u. a. (0453/03, 011 /04 , 0 1 2 / 0 4 und 0194/04) , für ungültig erklärt 
hat, keine Rechtslücke oder Inkohärenz entstanden, die es den Gemein­
schaftsorganen gebieten würde, an der Richtlinie 2002/2 wesentliche 
Änderungen vorzunehmen. 

Auf jeden Fall ergibt sich die Ungültigkeit einer Gemeinschaftsvorschrift unmittel­
bar aus dem diese Ungültigkeit feststellenden Urteil des Gerichtshofs, und es ist 
Sache der Behörden und Gerichte der Mitgliedstaaten, in ihrer nationalen 
Rechtsordnung daraus die Konsequenzen zu ziehen. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 8, November 2007 — 
Kommission/Belgien 

(Rechtssache 0 3 / 0 7 ) 

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 2003/110/EG — 
Unterstützung bei der Durchbeförderung — Rückführungsmaßnahmen auf dem 

Luftweg — Keine fristgerechte Umsetzung" 

1. Vertragsverletzungsklage — Streitgegenstand — Unzureichende Umsetzung 
einer Richtlinie ohne Tätigwerden des Gesetzgebers (Art 226 EG; Richtlinie 
2003/110 des Rates, Art 5 Abs. 2) (vgl Randnrn. 6-7) 

2. Handlungen der Organe — Richtlinien — Umsetzung durch die Mit­
gliedstaaten (Art 249 Abs. 3 EG) (vgl. Randnr. 11) 

3. Vertragsverletzungsklage — Prüfung der Begründetheit durch den Gerichtshof 
— Maßgebende Lage — Lage bei Ablauf der in der mit Gründen versehenen 
Stellungnahme gesetzten Frist (Art. 226 EG) (vgl. Randnr. 13) 
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Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter Erlass der Vor­
schriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie 2003/110/EG des Rates vom 
25. November 2003 über die Unterstützung bei der Durchbeförderung im Rahmen 
von Rückführungsmaßnahmen auf dem Luftweg (ABL L 321, S. 26) nachzukommen 

Tenor 

1. Das Königreich Belgien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen aus der 
Richtlinie 2003/110/EG des Rates vom 25. November 2003 über die 
Unterstützung bei der Durchbeförderung im Rahmen von Rückführungs­
maßnahmen auf dem Luftweg — mit Ausnahme der Verpflichtungen aus 
Art. 5 Abs. 2 dieser Richtlinie — verstoßen, dass es die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie voll­
ständig nachzukommen, nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist erlassen 
hat. 

2. Die Klage wird abgewiesen, soweit sie die Nichtumsetzung von Art. 5 Abs. 2 
der Richtlinie 2003/110 betrifft. 

3. Das Königreich Belgien trägt die Kosten. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 8, November 2007 — 
Kommission/Italien 

(Rechtssache C-40/07) 

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 2001/42/EG — Prüfung der 
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme — Keine fristgerechte 

Umsetzung" 
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